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Abschrift 


An den Vorsitzenden 

des Vermittlungsausschusses des Deutschen Bundestages 

und des Bundesrates 

Herrn Abgeordneten Kiesinger 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 127. Sitzung 
am 23. Juli 1954 beschlossen hat, hinsichtlich des vom Deutschen 
Bundestage am 14. Juli 1954 verabschiedeten 

Gesetzes über die Lastenausgleichsbank 
(Bank für Vertriebene und Geschädigte) 

- Drucksachen 628, 86 - 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 Ab- 
satz 2 des Grundgesetzes — aus dem sich aus der Anlage ergeben- 
den Grunde — einberufen wird. 


gez. Dr. h. c. Zinn 


Bonn, den 23. Juli 1954 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 16. Juli 1954 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


Dr. h. c. Zinn 


Drudi: Budidruckerei R. Madel. Bonn, Bonner Talweg 106 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20, 




Anlage 


BUNDESRAT 


betr. Entwurf eines Gesetzes über die Lastenausgleichsbank 
(Bank für Vertriebene und Geschädigte) 


Zu § 7 Abs. 1 
Nummer 10 soll lauten: 

„10. bis zu fünf weiteren Mitgliedern, sofern die Hauptversammlung 
die Zuwahl weiterer Mitglieder für geboten halt.” 


Begründung 

a) § 7 regelt die Zusammensetzung des Verwaltungsrates. Der Re- 
gierungsentwurf sah neben vier Ländervertretern und vier Ge- 
schädigtenvertretern bis zu sieben weitere Mitglieder vor, die von 
der Hauptversammlung bei Bedarf zugewählt werden sollten. 
Der Bundesrat hatte demgegenüber in seiner Sitzung vom 
24. April 1953 gefordert, daß sechs Ländervertreter eingesetzt werden 
sollten, daß zusätzlich ein Vertreter der Ostgeschädigten auf ge- 
nommen würde und daß die Zuwahl der weiteren Mitglieder 
durch die Hauptversammlung auf vier beschränkt würde. Der 
Ausschuß für Geld und Kredit des Bundestages sah neben den 
zu gestandenen sechs Ländervertretern sieben Geschädigten vertretet 
und statt eines Vertreters des Bankgewerbes drei Vertreter des 
Bankgewerbes vor. Die Zahl der von der Hauptversammlung zu 
wählenden weiteren Mitglieder sollte fünf betragen. Während der 
Bundestag im übrigen die Vorschläge seines Ausschusses insoweit 
unverändert übernahm, hat er statt der fünf von der Hauptver- 
sammlung zu wählenden Mitglieder sieben vom Bundestag zu 
wählende Mitglieder eingesetzt. 

b) Die Lastenausgleichsbank ist der verlängerte Arm des Bundesaus- 
gleichsamtes. Das Bundesausgleichsamt untersteht bereits einer 
parlamentarischen, durch den Kontrollausschuß verkörperten Kon- 
trolle. Da die Arbeit der Lastenausgleichsbank somit vom Kontroll- 
ausschuß mitüberwacht und mitbestimmt wird, bedarf es keiner 
weiteren parlamentarischen Aufsicht. 

c) Die Entsendung von Vertretern des Bundestages verwischt die 
Grenzlinie zwischen Exekutive und Legislative. Unbeschadet etwaiger 
verfassungsrechtlicher Bedenken sollte dies deshalb schon im In- 
teresse einer klaren Aufgabenteilung unterbleiben. 



d) Ziel der Anträge des Bundesrates war es, neben einer gerechten 
Beteiligung der Geschädigten den Ländern eine angemessene Be- 
teiligung zu gewährleisten. Wenn dies schon durch die weitere 
Erhöhung der Stimmzahl der Geschädigtenvertreter und des Bank- 
gewerbes eingeschränkt wird, so besteht kein Anlaß, darüber hin- 
aus die vom Bundesrat verlangte Kürzung der Zahl der sonstigen 
Mitglieder zu unterlassen und die Wahlkörperschaft zu ändern. 

Der Verwaltungsrat ist nach den Beschlüssen des Bundestages 
zahlenmäßig bedenklich groß geworden. Es liegt im wohlver- 
standenen Interesse der Geschädigten, den Verwaltungsrat nicht 
übergroß werden zu lassen und die Verwaltungserfahrung der 
Länder gebührend zu berücksichtigen. Der Bund ist in aus- 
reichendem Umfange vertreten. Die Länder haben bei dem in 
dem Gesetz vorgesehenen Gesamtkörper von 37 Mitgliedern nur 
einen Stimmanteil, der den tatsächlichen Verhältnissen nicht ge- 
recht wird. Die Länder tragen aus öffentlichen Mitteln in erheb- 
lichem Umfange zur Finanzierung des Lastenausgleichs bei, sie 
führen den Lastenausgleich durch und sind deshalb mit der Arbeit 
der Bank eng verflochten und an ihrer Kreditpolitik stark inter- 
essiert. 

e) Die laufende Tätigkeit der Lastenausgleichsbank wird nicht davon 
berührt, wann das Gesetz, mit dem die Rechtsform der Bank 
geändert werden soll, verkündet wird. Somit führt die Anrufung 
des Vermittlungsausschusses zu keinerlei Nachteilen für die von 
der Lastenausgleichsbank betreuten Personenkreise. 



